






Wie errechnet sich die Kirchensteuer?
Die Kirchensteuer wird als Zuschlag zur 
Einkommen-, Lohn- und Kapitalertragsteuer 
in Bayern mit einem Umlagesatz in Höhe 
von 8 % erhoben.

Kann die entrichtete Kirchensteuer 
steuerlich geltend gemacht werden?
Ja! Die im Kalenderjahr tatsächlich gezahlte 
Kirchensteuer ist – abzüglich eventueller Er-
stattungen – in voller Höhe über die Sonder-
ausgaben bei der Einkommensteuerveran-
lagung abziehbar. Somit reduziert sich die 
zu zahlende Einkommensteuer einschließ-
lich Solidaritätszuschlag.

Wer muss Kirchensteuer zahlen?
Nur wer mit Einkommensteuer belastet ist, 
muss auch Kirchensteuer entrichten. So-
weit keine Einkommensteuer zu entrichten 
ist (beispielsweise bei Arbeitslosen oder 
Geringverdienern) fällt auch keine Kirchen-
steuer an.

Durch den Grundfreibetrag (für 2021: 9.744 
Euro) und den Kinderfreibetrag (für 2021: 
8.388 Euro je Kind) wird erst Kirchensteuer 
fällig, wenn diese Einkommensgrenzen 
überschritten sind. Sofern bei Steuerpflich-
tigen Kinder zu berücksichtigen sind, wird 
über § 51a Abs. 2 EStG hinsichtlich der Kir-
chensteuer gesetzlich geregelt, dass die 
Bemessungsgrundlage für die Kirchen-
steuer durch die Kinderfreibeträge zusätz-
lich vermindert wird. 

WISSENSWERTES ZUR KIRCHENSTEUER

Sind Mitarbeiter im kirchlichen 
Dienst von der Kirchensteuer befreit?
Nein. Alle Beschä� igten der Kirche sind 
kirchensteuerpflichtig. Auch Bischöfe 
und Priester.

Werden Einnahmen und Ausgaben 
von unabhängiger Seite kontrolliert?
Ja. Dafür sorgt unter anderem der 
 Diözesansteuerausschuss, der sich mehr-
heitlich aus fachkundigen Laien und 
Priestern zusammensetzt. Dieser Aus-
schuss verabschiedet den Haushalt. 
Darüber hinaus prüfen unabhängige 
Wirtscha� sprüfer die Einhaltung und 
Durchführung des Haushalts.

Wo ist die Kirchensteuer 
gesetzlich geregelt?
Die Erhebung der Kirchensteuer wird 
in Deutschland seit 1919 durch Art. 137 
Abs. 6 der Weimarer Verfassung garan-
tiert, nicht zuletzt als Ersatz für die be-
schlagnahmten Kirchengüter während 
der Säkularisation (Reichsdeputations-
hauptschluss 1803). Das Grundgesetz 
hat diese Regelung mit dem Art. 140 GG 
übernommen. Die Kirchensteuergesetze 
der Länder, die Kirchensteuerordnungen 
und die Kirchensteuerbeschlüsse bilden 
im Einzelnen die Rechtsgrundlage für die 
Erhebung der Kirchensteuer.
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